
lange halh

are.

bten Oelwagzz,

zrin e.

gen (Württ

4. Okt. i
de 10 Uhr
hhahn.

bis ganz
skührung,

Aus ahſ
ibrik
u Hach

Ziemer,

lter Markt

häng-
s als
erden
enuken

rein

Talamtſtr

geſtern vom Rei

proze h begonnen

1919 Nr. 508 für Anhalt und Thüringen.
inzGachſen

Jahrgang 212

7 d Zezie i ierteljVezugspreis: in. h Be Brrr ben t en ne Morgen- Ausgabe j z Die 2geſp. 58 mm breite mm Grundzeile 20 Die 3geſp. 90 mw breiteAnzeigenpreis 60 T Rabatt nach Tarit. Sinne Halle Saale.

Keueſte Tagesnachrichten

e Reviſion der Klübermördere v gen in eng verwerfen wurde

x In München hat geſtern der zweite Geiſel-

x Di warzen Liſten find äß deres a endgültig ab geſchafft worden.

w General v. Eberhard iſt im Baltikum einge
woffen und hat feine neue Kommandoſtelle übernommen.

Nach der lettiſchen Preſſe hat Lettland einen Ver-
mit Amerika abgeſchloſſen,trag der für die zukünftige Stellung der von grundlegender Be

deutung iſt.

x Der Führer der ruſſiſchen Weſtarmee ſtellte der
aus Riga geflüchteten lettiſchen Regierung ein Ulti
matum zu.

x Nach ſüdſ Meldungen befindet ſich ganz Al
banien im Aufſtand gegen die Jtaliener.

a.

Vor der Beſetzung Schleswigs
Kopenhagen, 13. Oktober.

Der Miniſter für Schleswig, Hanſſen, teilte
einem Vertreter von „Politiken“ mit, daß der Friedensvertrag
wahrſcheinlich in der Mitte dieſer Woche in Kraft treten werde,
und daß zehn Tage nachher Deutſchland das ge
ſamte Abſtimmungsgebiet in Schleswig, alſo
erſte und zweite Zone, geräumt haben müſſe. Man
rechne damit, daß die internationale Kommiſſion

Ende nächſter Woche in Flensburg eintreffen
und daß die Abſtimmung in der erſten Zone Mitte November
ſtattfinden werde. Sobald die Abſtimmung ſtattgefunden habe,

habe Dänemark das Recht, das Land ſofort zu be
ſetzen, obwohl es noch nicht dem däniſchen Staat
übertragen ſei. Selbſtverſtändlich werde Däne-
mark von dieſem Rechte Gebrauch machen. Auch
die Abſtimmung in der zweiten Zone werde beſchleunigt werden.
Nach dem Friedensvertrag ſoll ſie ſpäteſtens fünf Wochen nach
der Abſtimmung in der erſten Zone ſtattgefunden haben, aber
er, der Miniſter, könne ſagen, ß ſie weit früher abgehalten
werde, d. h. alſo, daß beide Abſtimmungen vor Weihnachten vor
genommen werden würden. Danach werde die Kommiſſion die
Grenzlinie nach Süden feſtſetzen und ſodann das geſamte
Material nach Paris ſenden, wo die endgültige Entſcheidung ge
troffen werde. Nachdem ein Vertrag zwiſchen Deutſchland und
den Alliierten über Schleswig abgeſchloſſen worden ſei, werde
das Land feierlich an Dänemark übergeben werden.

Ein Brief des Kronprinzen Wilhelm
Wie der deutſche Kronprinz die politiſchen Verhältniſſe

während des Krieges betrachtete und wie er ſich die weitere Zu
kunft denkt, läßt ein Brief erkennen, den er unterm 16. Auguſt
dieſes Jahres an den Rittmeiſter Arnold Rechber g, ſeinen
früheren Ordonnanzoffizier, anknüpfend an deſſen Aufſätze in
der „Täglichen Rundſchau“, geſchrieben hat.

Den 16. Auguſt 10919.
Mein lieber Rechberg!

Sie haben in letzter Zeit zu wiederholten Malen in tapferer
und aufrechter Art die Verleumdungen, welche von den ver
ſchiedenſten Seiten über mich erloben ſino, durch Jhnen be
kannte Tatſachen widerlegt. Hierfür möchte ich Jhnen meinen
von Herzen kommenden Dank ſagen. Es hat mir ſehr wohl
getan, daß Sie Jhre Geſinnung für mich nicht gewechſelt haben.
Sie wiſſen ja, wie ich ſchon lange vor dem Kriege auf die Diplo
matie einzuwirken verfucht habe, um Mittel und Wege zu fin
den, die immer orohender aufſteigende Gefahr des Krieges zu
beſeitigen. Wäre es unſeren Staatsmännern gelungen, den
Krieg zu vermeiden, dann wäre Deutſchlands Entwicklung eine
ſteigend gute geblieben. Unſere innere Verwaltung war da
mal eine geordnete, unſere Landwirtſchaft und unſere Jndu-
ſtrie waren im Aufblühen, unſere ſoziale Geſetzgebung hatte den
Grund zu einer großartigen Geſtaltung der Arbeiterfrage ge
legt. Das Deutſche Reich würde ſicher der modernen Entwick
lung dauernd gefolgt ſein, und das alles war durch das An
ſehen des Reiches geſichert. Sie erinnern ſich ſicher noch unſerer

Eſpräche nach der Schlacht an der Marne, die nur
durch die Kopfloſigkeit und durch das Verſagen der
damaligen Oberſten Heeresleitung zu einem ſo
ernſten Mißerfolg wurde. Der Schlieffenſche Plan zerbrach
endgültig an der Marne, durchbrochen war er ſchon im Auf-
marſch. Es war mir ſomit bereits im Herbſt 1914 klar, daß der
Krieg rein militäriſch nicht mehr zum erfolgreichen Ende ge
führt werden konnte. Meine Anſicht, daß darum ein baldiger
Friede anzuſtreben ſei, habe ich oft genug zum Ausdruck ge
bracht. Wäre mein vamaliger Wunſch, einen Frieden mit
Frankreich zu ſchließen, verwirklicht worden und wie
Sie wiſſen, war ich dafür, einem ſolchen Frieden zuliebe Opfer
zu bringen dann wäre das nicht nur für Deutſchland, ſon
dern. wenn man vie ungeheuren Menſchenverluſte und die
durch den Krieg verurſachte Zerſtörung des Landes in Rechnung
ſtellt, auch für das franzöſiſche Volk vielleicht glücklicher geweſen
s das ſchließliche Reſultat des Krieges. Je länger aber der
Krieg dauerte um ſo mehr mußte ich erkennen daß die ein
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fachſte Vorausſetzung für eine glückliche Be
endigung des Kampfes, nämlich eine ziel bewußte
politiſche Leitung, welche gegenüber der
Energie unſerer Gegner ganze Entſchlüſſe
gefaßt hätte, überhaupt fehlte. Sie können ſich
ſchwer einen Begriff davon machen, was ich in den letzten
Jahren des Krieges unter der Erkenntnis dieſer Verhältniſſe
gelitten habe. Auch zu dem Entſchluß, den Frieden mit Eng
land auf dem Wege eines Ausgleichs ver wirtſchaftlichen Gegen
ſätze zu ſuchen, fehlte der einheitliche politiſche Wille. So kam,
was kommen mußte. Jch habe auch einen vergeb
lichen Kampf gegen die meines Erachtens un
richtige Behandlung unſerer öffentlichen
Meinung gekämpft, denn ich ſah, daß wir ſchon lange
in einen Verzweiflungskampf ſtanden. Man konnte ſich alſo
meines Erachtens nicht über den gänzlichen Zuſammenbruch in
der Heimat wundern

Auch ich hätte ſchon gerne einmal etwas über die Dinge, die
ich weiß, veröffentlicht. Jch möchte aber nicht den Anſchein er
wecken, als gehöre ich zu denen, welche, wie es jetzt in Deutſch
land ſo oft geſchieht, die Schulo am verlorenen Kriege auf irgend
wen ſchieben wollen. So werde ich zunächſt noch damit warten.
Leicht iſt es manchmal nicht, bei alledem zu ſchweigen, vor allem
nicht, wenn mir vorgeworfen wird, ich habe zur Verlängerung
des Krirges beigetvagen, was zu widerlegen mir auf Gruno
authentiſchen Materials leicht wäre. Momentan ſcheint ja in
Deutſchland überhaupt kein günſtiger Boden für ruhige und
unparteiliche Beurteilung irgendwelcher Fragen zu ſein, und
ſolange die Deutſchen über der Parteipolitik
das große nationale Geſamtintereſſe ver-
geſſen, iſt keine Gefundung möglich. Aber auch
die politiſchen Richtlinien der anderen Staa-
ten ſcheinen ſich mehr und mehr zu verwirren, und es macht
faſt ven Eindruck, daß nirgends klare und fruchtbare Ziele ver-
folgt werden. Niemand kann daher ſagen, ob und wann Europa
zur Rühe kommen wird. Das kann meines nur dar
geſchehen, wenn eine Löſung gefunden würde, welche den
Jntereſſen aller Nationen ſoweit alt irgend
möglich gerecht wird und welche die Sicherheit
gegen erneute Kriege in ſich trüge.

Mit den herzlichſten Grüßen Jhr getreuer und dankbarer
gez. Wilhelm.

Ein Ultimaum an Le'tland
Helſingfors, 13. Oktober.

Nach hier vorliegenden Meldungen ſandte Bermondt
der lettiſchen Regierung ein Ultimatum, in dem er eine voll
ſtändige Neuorientierung ihrer Politik verlangt. Die lettiſche Regierung überſiedelte nach Rodenpois;
gegenwärtig iſt Riga noch in lettiſchem Beſitz. Das lettiſche
Preßbüro meldet: Angriffe in Richtung Keckau, Friedrich-
ſtadt und Olai unter Teilnahme von Panzerzügen und Flug
zeugen. Engliſche und franzöſiſche Kriegsſchiffe
liegen vor Riga gefechtsbereit. Die lettiſche Regierung
richtete ein Hilfsgeſuch an die Alliierten, die Polen
und Eſtland.

Die lettiſchen Truppen halten bis jetzt das rechte Ufer der
Düna. Eſtland beſchloß Lettland zu unterſtützen und ent-
ſandte einen Panzerzug, der an den Gefechten teilnahm.
Eſtniſche Kriegsfahrzeuge ſind zuſammen mit den Kriegsſchiffen
der Entente vor Reval nach Riga gefahren.

General Judenitſch hat Bermondt als Lan
desverräter erklärt und eine Reihe Offiziere zum Abfall
aufgefordert. Ententefreundliche ruſſiſche Kreiſe und ihre
Zeitungen urteilen ebenſo. Unter den Offizieren undMannſchaften der Nordweſtarmee ſcheinen hingegen
ſtarke Strömungen für Bermondt vorhanden zu
ſein, ſo daß die eſtniſche Negierung bereits unruhig iſt und eine
beſondere Ueberwachung des ruſſiſchen Militärs angeordnet hat.

Die Nordweſtarmee meldet Fortſchritte gegen Pleskau.
7

Mitau, 12. Oktober.
Oberſt Awalow-Bermondt, der Oberkommandie-

rende der ruſſiſchen Weſtarmee, hat folgenden Funkſpruch an
General Denikin in Kiew geſandt:

„Am 8B. und 9. Oktober haben meine Truppen vor Riga
die lettiſchen und eſtniſchen Kräfte aufs Haupt geſchlagen.
Dieſe waren dazu beſtimmt, mich anzugreifen und die von
mir aufgeſtellte freiwillige ruſſiſche Weſtarmee aus Kurland
zu verdrängen. Indem ich damit meine Baſis geſichert habe,
hoffe ich, in nächſter Zukunft von Weſten her gegen die Bol-
ſchewiki losſchlagen zu können und damit das ſiegreiche Vor
rücken der Armee Eurer hohen Exzellenz zu erleichtern.

Oberſt Awalow-Bermondt.“

Der zweite Geiſelmordprozeß
München, 13. Oktober.

Vor dem Münchner Volksgericht begann heute der
weite Geiſelmordprozeß. Angeklagt ſind der KellnerKa itpord Debus, der Tagelöhner Rudolf Greiner,

der Hilfsarbeiter Alois Kammerſtedter und der ruſſiſche
Staatsangehörige Studen- Andreas Strelenko. Die letz
teren drei ſtehen unter der Anklage, gemeinſchaftlich mit anderen
vorſätzlich Menſchen getötet und die Tötung mit Ueberlegung
ausgeführt zu haben.

Der Stagatsanwalt beantragte gegen die drei letzten Ange
klagten die Todesſtrafe, gegen Debus 15 Jahre Zucht-
haus. Die Urteilsverkündung durch Oberlandes-gerichtsrat Aull, der auch den erſten Geiſelmordprozeß leitete,
erfolgt morgen
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Zur Reform der höheren Schule
Von

Oberlehrer Rudolf SelIheim.
Die Einheitsſchule im Sinne gewiſſer Schulreformer

lehnt nach unſeren Ausführungen in Nr. 493 der „H. Z.
die Halleſche Oberlehrerſchaft ab, ſetzt ch aber für eine
drei- bis vierjährige einheitliche Grundſchule ein. Das iſt
wenigſtens die Anſicht der überwiegenden Mehrheit der
Lehrerſchaft an den höheren Schulen Halles, während es
natürlich auch Anhänger der bisher beſtehenden Verhält
niſſe gibt und auch ſolche, deren Reformbeſtrebungen weit
über das angedeutete Maß gehen. Stellen wir heute zu
ſammen, wie ſich dieſe Kreiſe den Reformen an höheren
Schulen gegenüber verhalten.

Schon ſeit Jahr und Tag laſſen ſich Rufe nach einer
Reform der höheren Schulen hören, obwohl auf der anderen
Seite das deutſche Schulweſen ſelbſt für andere Länder als
vorbildlich gilt. Jm Anfange des Weltkrieges verſtummen
dann zunächſt ſolche Klagen; ſcheinen doch die deutſchen
Leiſtungen in ihm auch den deutſchen höheren Schulen das
beſte Zeugnis auszuſtellen. Allein, bald bricht der Reform-
eifer mit neuer Wucht hervor, und was dann an Plänen
und Vorſchlägen an die Oeffentlichkeit getreten iſt, geht
ſchier ins Unüberſehbare. Allen radikalen Aenderungen
zeigt man ſich nun in Halle abhold; wohl aber erkennt man
die Notwendigkeit der Abſtellung gewiſſer Zuſtände an, die
ſich zunächſt im äußeren Aufbau, dann auch im Unterrichts-
betrieb der Schule als reformbedürftig erweiſen oder den
veränderten Zeitumſtänden nicht mehr genügend Rechnung
tragen. Jndeſſen hält man entgegen anderen Plänen an
neunjährigen Aufbau der höheren Schule grundſätzlich feſt,
vermag ſich auch nicht mit dem Gedanken zu befreunden, die
erſte Fremdſprache erſt in Quinta beginnen zu laſſen. Denn
durch eine ſolche Maßregel wird der Aufbau tatſächlich acht
jährig, und es iſt lediglich eine Selbſttäuſchung, wenn man
die Sexta ohne Fremdſprache noch zur höheren Schule
rechnet. Durch eine Verſchiebung des fremdſprachlichen
Anfangsunterrichtes muß ſich aber notgedrungen das ge-
ſamte Ziel der höheren Schule verſchieben. Und das be-
deutet wohl eine Minderung ihrer Leiſtungsfähigkeit. Da-
gegen aber wollen ſich die hieſigen Philologen wenden, ge-
nau ſo wie gegen das Trugbild, das ſich in der Vermitte-
lung der ſog. allgemeinen Bildung darſtellt. Dieſes
falſche Streben iſt entſtanden aus falſcher Auslegung des
an ſich höchſt wertvollen Humanitätsbegriffes und ſtellt ſich
dar als eine Erziehung zur Oberflächlichkeit und Viel-
wiſſerei. Indeſſen handelt es ſich für uns Deutſche darum,
in Zukunft mehr denn je Perſönlichkeiten mit feſtem, ſitt
lichem Wollen und guten, ſicheren Kenntniſſen heranzu-
bilden, nicht aber Leute, die in allen Sätteln gerecht ſind.
Arbeiten muß unſere Jugend wie das geſamte deutſche Volk
lernen, ſie muß wie dieſes Qualitätsarbeit leiſten, nicht
aber in allen Fächern gerade „genügend“ ſtehen. Daher
hat man ſich in unſeren Kreiſen auf den Satz geeinigt:
Keine höhere Schule hat gleichzeitig mehr als zwei verbind-
liche Fremdſprachen. Denn es iſt ein Unding, neben all
den anderen Fächern drei fremde Sprachen zu ver-
langen; darunter muß die Gründlichkeit des Unterrichts
betriebes und die geiſtige Leiſtungsfähigkeit wie auch das
körperliche Befinden des heranwachſenden Geſchlechtes
leiden. Gewiß, es gibt ſprachlich außerordentlich befähigte
Köpfe; ihnen bleibt es unbenommen, ſich in Zukunft an
beſonderen, von der Schule eingerichteten Lehrgängen frei
willig zu beteiligen. So haben wir es ſchon heute am
Gymnaſium z. B. mit dem Hebräiſchen, an der Oberreal-
ſchule mit dem Latein. Auf Grund des angeführten Satzes
läßt ſich auch die Eigenart jeder der höheren Schulgattungen
wieder betonen: ſo wird das Gymnaſium wieder die Schule,
die ihre beſondere Aufgabe darin zu erblicken hat, die
Jugend in erſter Linie für die Hochſchule vorzubilden und
ihren Schülern die fortlaufenden Kulturzuſammenhänge
ſeit alter Zeit unter Hervorhebung ihrer Bedeutung für
unſer deutſches Volk aufzuweiſen. Denn es erſcheint als
ſelbſtverſtändlich wie auch zum Ausdruck kam daß das
Gymnaſium die altſprachlich-hiſtoriſchen, die Oberrealſchule
die neuſprachlich-mathematiſch-natur wiſſenſchaftlichen Fächer
betreibt, während das Realgymnaſium ſeiner Vermittlungs-
rolle entſprechend eine alte (Latein) und eine neue Fremd-
ſprache lehrt. Welches nun dieſe ſein ſoll, darüber iſt keine
Entſcheidung gefallen. Bisher haben ja die höheren
Schulen, die mit einer modernen Fremdſprache dieſen
Unterricht begannen (Oberreal- und Reformſchulen), in
überwiegender Menge mit Franzöſiſch eingeſetzt. Dahin
weiſt die geſchichtliche Entwicklung der Schulen, dahin weiſen
die kulturellen Zuſammenhänge. Aber gerade der Welt-
krieg hat in dieſer Wertung bei nicht wenigen einen Um-
ſchwung herbeigeführt. Entſprechend der Bedeutung des
Engliſchen, beſonders auch für uns Deutſche in Zukunft,
ſoll jetzt ſo wünſchen dieſe Kreiſe die engliſche Sprache
in den Vordergrund gerückt werden. Für das Gymnaſium
aber bedeutet der Fortfall der dritten verbindlichen Fremd-
ſprache ſeine Beſchränkung auf Latein und Griechiſch. Sie
ſind nun einmal das Rückgrat dieſer Schulgattung; fehlr
eine, ſo haben wir kein Gymnaſium mehr. Deshalb bleibt
doch dem einzelnen Schüler der Luſt und Fähigkeit beſigtt,
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die Möglichkeit, im freiwilligen Unterricht eine moderne
Sprache zu erlernen. Nur ſo erſcheint mir perſönlich das
Gymnaſium lebensfähig, während ſonſt nur zu leicht die
Gefahr eintreten kann, es würde zur reinen Gelehrten-
ſchule und verlöre an dem wertvollen Einfluß, den es auf
die deutſche Bildung ausübt. Faſſen wir alſo hier zu-
ſammen, ſo können wir ſagen: es herrſcht der Gedanke von
der Drünng der Schule vor im Sinne des non multa,
sed multuml Für die Lehranſtalten für die weibliche
Jugend ſoll das Angeführte ihrem Weſen entſprechend
Gültigkeit haben.

Als einen weiteren Punkt, der für die Neurſtaltung
des höheren Schulweſens in den Halleſchen Beſprechungen
von Wichtigkeit iſt, muß man die Betonung des Deutſch
tums anführen. Durch den Fortfall der dritten verbind-
lichen Fremdſprache werden ja in einzelnen Klaſſen mehrere
Wochenſtunden frei. Dieſe werden im weſentlichen dem
Deutſchen, der Geſchichte, Erdkunde und philoſophiſchen
Propädeutik überwieſen. Mit Recht wird dieſe Forderung,
Betonung des Deutſchen, geſtellt. Und auch was die Ge-
ſchichte angeht, ſo hat von der Erhöhung ihrer Stundenzahl
den Hauptvorteil die deutſche, vaterländiſche Geſchichte.
Freilich muß man fich vor dem Jrrtum hüten zu glauben,
dem Deutſchen wäre durch möglichſt ſtarke Erhöhung der
Stunden geholfen. Rechneriſch mag eine Zuſammen
zählung der wöchentlichen fremdſprachlichen Unterrichts-
ſtunden und eine ſolche der deutſchen noch ſo richtig und
einwandfrei ſein, beweiſend iſt eine derartige Gegenüber-
ſtellung noch nicht; denn zunächſt iſt Deutſch die allgemeine
Unterrichtsſprache, ferner wird unter rechter Anleitung das
Ueberſetzen aus der Fremdſprache auf die eigene Mutter-
ſprache befruchtend wirken, und ſchließlich den Ausſchlag
gibt auch in diefer Hinſicht der Geiſt, die Perſönlichkeit des
Lehrers. Der aber kann und muß in allen Stunden
deutſch fein. Jmmerhin erſcheint die Vermehrung der deut-
ſchen Stunden der Bedeutung unſerer Mutterſprache und
ihrer Schriftdenkmäler entſprechend als durchaus notwendig
und die geforderte Vermehrung berechtigt. Als ebenſo
nötig wird anerkannt, daß der erdkundliche Unterricht auf
allen Klaſſenſtufen aller Schularten mindeſtens eine
Wochenſtunde bekommt und der geſchichtliche verſtärkt wird.
Bei jenem handelt es ſich, abgeſehen von rein erdkundlichen
Fragen, vor allem darum, den Schülern klarzumachen, in
welcher Weiſe das deutſche Volk mit den einzelnen
Völkern in Beziehung ſteht. Bei dieſem ſoll nicht Ver-
mehrung des Unterrichtsſtoffes das Ziel ſein, im Gegenteil
ſtraffere Zuſammenfafſung, weiſere Beſchränkung. Die er-
höhte Stundenzahl muß in erſter Linie der längſt gefor-
derten und trotz knappeſter Zeit ſchon verſuchten Vertiefung
des Geſchichtsunterrichtes dienen. So ſind Quellen und
anſchauliche Beſchreibungen heranzuziehen. Man begnüge
ſich nicht einfach mit den Ereigniſſen, ſondern betone die
jeweiligen Zuſtände als Ergebnis der bisherigen und als
Urſache fich entwickelnder Ereigniſſe. Man ſtelle Ueberblicke
zuſammen, die die großen Zuſammenhänge erkennen laſſen;
man gebe klare Bilder der führenden Perſönlichkeiten, laſſe
die Zuſtände der einzelnen Zeitabſchnitte den Schülern
greifbar vor Augen treten. Jn der alten und mittelalter-
lichen Geſchichte muß mehr als bisher die Grundlage und
Urſache der modernen Verhältniſſe ken werden. Jm
Vordergrund muß freilich die vaterländiſche Geſchichte, be-
fonders in den letzten Jahrhunderten ſtehen mit ihren
großen, führenden Perſönlichkeiten. Bei einer ſolchen Be
trachtungs- und Unterrichtsweiſe entſteht erſt eine wirkliche
Geſchichte des deutſchen Volkes unter Betonung ſeiner
Eigenheiten, aber auch ohne Leugnung fremden Einflufſſes,
ohne den deutſche Art nicht zu verſtehen iſt. Erſt ſo wird
deutſches Weſen mit feinem ſtarken idealiſtiſchen Einſchlag
verſtändlich. Eine Abtrennung der ſtaatsbürgerlichen Be
lehrung vom Geſchichtsunterricht wird nicht gewünſcht. Und
in der Tat iſt ſie meines Erachtens als beſonderes Fach
nicht geeignet, ſo zeitgemäße Fragen ſie auch berührt. Aber
ſie verfällt dann allzuleicht in ein ödes Syſtem und erreicht
dann gerade das Gegenteil von dem, was man will: Anteil-
nahme erwecken am Staat. Gefordert wird weiter philo-
ſophiſche Propädeutik in den oberſten Klaſſen und kunſt-
geſchichtlicher Unterricht unter Hervorhebung der deitſchen
Kunſt. Ueber den Rahmen des Beſtehenden hinausgehend,
beſagt ein nächſter Punkt: Zu erwägen iſt der Aufbau einer
weiteren Form der höheren Schule mit nur einer ver-
bindlichen Fremdſprache
der Geſchichte und Erdkunde, möglichſt im Anſchluß an eine
beſtehende höhere Schulreform. Außerdem iſt, abgeſehen
von einer Neugeſtaltung des Religionsunterrichtes, noch die
Schulreform mit Rückſicht auf die körperliche Ertüchtigung
der deutſchen Jugend erörtert. Jhr muß nach Zertrümme-
rung unſeres alten glorreichen Heeres und bei der er-
zwungenen Einſchränkung unſerer militäriſchen Rüſtungen
vermehrte Beachtung geſchenkt werden. Alles, was die Ge-
ſundheit des heranwachſenden Geſchlechtes ſchädigen kann,
muß beſeitigt, zum mindeſten abgeſchwächt, alles, was ſie
zu fördern vermag, ſelbſt gefördert werden. Dazu gehört
Turnen, im weiteſten Sinne des Wortes verſtanden, z. B.
das Wandern. Um das aber in erhöhtem Maße unſerer
Schuljugend zu ermöglichen, iſt eine weiſe Beſchränkung
der häuslichen Aufgaben, beſonders in den erſten Schul-
ind dann Entwicklungsjahren, vonnöten. Jn dieſer Hin-
ſicht läßt ſich auf den höheren Schulen durch Verminderung
unnötiger Schreibarbeit und des ſog. Präparierens, wozu
J andere Gründe raten, Beſſerung und Erleichterung
ſchaffen.

Zuſammenfaſſen können wir dieſe Reformwünſche in
die vier Punkte:

1. Keine Minderung der Leiſtungsfähigkeit der höheren
Schulen;

Abrüſtung Schulgattung;
Bektonen des Völkiſchen;
körperliche Ertüchtigung der Jugend

50 politiſche Verſammlungen der U. S. P.
(Von unſerem hf.-Sonderberichterſtatte r.)

Berlin, 13. Oktober.
Die U. S. P. D. hat für morgen abend um 7 Uhr in Groß-

Berlin 30 öffentliche politiſche Verſammlungen
einberufen, die gegen das zeitweilige Verbot der„Freiheit“ als einen willkürlichen Akt der Regierung prote
ſtieren ſollen. Jn einer heute abgehaltenen Sitzung hat dasKabinett befchlofſen, die Verſammlungen u ver
bieten. Das Verbot wird damit begründet, daß die Ver-
ſammlungen vorher nicht polizeilich angemeloet
worden ſind. Der Polizeipräſident iſt beauftragt worden, die
Abhaltung der
zu vorhindern.

unter Betonen der einzelnen

Verſammlungen mit allen Mitteln

und Verſtärkung des Deutſchen,

Gerbereien wieder große Lohnarbeiten zu geben.

Freier Handel oder Zwangswirtſchaft?
Die Schwierigkeiten in der Lederinduſtrie

Nationalverſammlung
Berlin, 16. Oktober.

97. SitzunAm Den iſſertiſche Schmidt.
räfident Fehrenbach eröffnet die Sitzung. um 1 Uhr 25 Min.
r r rrry betreffend Aenderung des Geſetzes über

das Branniweinmongopol wird an den ſechſten Aus
ſchuß verwieſen.

Es folgt die Beratung der Jnterpellation der Abg.
Löbe und Scheidemann betreffend die Preigſteige-
rung der Häute, des Leders, des Schuhwerks uſw.
infolge der Aufhebung der Zwangswirtſchaft.

Abg. Becker Oppeln (Soz.) begründet die Jnterpellation. Den
Polen ſeien in der Zeit der polniſchen Aufſtände in Oberſchleſien
Torniſter, Helme, Patronentaſchen geliefert worden. Die
polniſch-jüdiſchen Schieberkreiſe müßten ausge-
räuchert werden. Die Ausfuhrgenehmigung müſſe
zentraliſiert werden.

Reichsarbeitsminiſter Schmidt:
Es iſt eine irrige Annghme, daß ich im Ausſchuß geſagt

hätte, die freie Bewirtſchaftung werde eine Ver
billigung des Leders herbeiführen. Jm Gegenteil habe
ich als Folge der freien Bewirtſchaftung eine er
hebliche Preisſteigerung erwartet. Die Annahme,
daß die Preiſe auf das Drei- bis Vierfache ſreigen würden, iſt
leider noch weit übertroffen worden. Dennoch laſſen ſich für
die freie Bewirtſchaftung unter den gegenwärtigen
Verhältniſſen ftichhaltige Gründe anführen. Jm Frieden deck
ten wir unſeren Lederbedarf nur für ein Drittel in in
ländiſchen Häuten und Fellen, zwei Drittel bezogen wir
vom Auslande. J Jahre 1918 betrug der Leder
bedarf für die Schuhfabrikation 360 800 nen, er ging
1917 zurück auf 214 000 Tonnen und 1918 auf 191 700 Tonnen.
G entſtand alſo ein Defizit von rund 54 Prozent.
Daneben verminderte ſich die Einfuhr fortgeſetzt und
kam in den letzten Jahren faſt gar nicht mehr in Betracht. Jn
Friedenszeiten wurde unſer

Lederbedarf für die Schuhfabrikation
zu ungefähr 50 Prozent aus dem Jnland gedeckt, im Kriege bis
zu 90 Prozent, ging aber durch Herabdrückung des Jn-
landsverbrauchs auf ein Drittel herab. Behufs gleich
mäßiger Verteilung wurde der Bezugsſchein eingeführt, aber er
ließ ſich nicht mehr aufrecht erhalten, da dem Schleich
handel Tür und Tor geöffnet war. Die Schuhwaren-induſtrie hielt bis zuletzt die Zwangs wirtſchaft für
notwendig, um eine gewiſſe Ordnung aufrecht zu erhalten und
noch einen Teil ihrer Arbeiter beſchäftigen zu können. Als aber
die Lederzuweiſung bis auf 16 und 20 Prozent des
Friedensbedarfes ſank, wollten die Induſtriellen lieber zum
a ien Handel zurückkehren, als unter der Zwangswirtſchaft
o geringe Zuweiſungen zu erhalten. Daß der Lederhandel für

die freie Bewirtſchaftung war, iſt ſelbſtverſtändlich. Jch ver
trete dieſen Standpunkt der lederverarbeitenden Induſtriellen,
Wenn zwei Drittel unſeres Lederbedarfs vom Ausland bezogen
werden müſſen, dann iſt unſer Jnlandsbedarf nur durch die
freie Einfuhr von Häuten zu decken. Trotz derdattier der Weltmarktpreiſe und derValuta verhältniſſe war eine größere Bedarfs
deckung nur durch die Einfuhr von ausländiſchen Häuten und
Fellen möglich. Dabei iſt natürlich eine Organiſation der
Bewirtſchaftung gar nicht möglich, da man den Verbleib
der Häute und Felle wohl bis zur Gerberei, aber nicht mehr bis
zu allen einzelnen Gewerbezweigen, die Leder verarbeiten, ver
folgen kann. Jch ſtand alſo vor der Fr Entweder
völlige Sperrung der Einfuhr i Belaſſung der
Höchſtpreiſe, oder Freigabe der Einfuhr und ſomit größere
Beſchäftigung der Jnduſtrien. Von zwei Uebeln erſchien mir
das kleinere das geeignetere, einmal die Produktions-
ſteigerung bei größerer Einfuhr zu verſurhen. Die Wir-
kung auf die Arbeiterintereſſen iſt günſtig, ungünſtig iſt die
ſtarke Belaſtung der Konſumenten in den höheren Kreiſen. End-
ſcheidend war für mich, für dieſe Jnduſtrie

eine Produktionsſteigerung

herbeizuführen. Die iſt eingetreten, die Einfuhr erheblich ge
ſtiegen. Für die Ausfuhr iſt in jedem Falle die Genehmi-
gung der Ausfuhrkommiſſare erforderlich. Wer
Häute und Felle einführt, hat das Recht, einen beſtimmten Teil
in Leder auszuführen. Dieſe Anſicht iſt durchaus einwandfrei.
Jch bedauere deshalb die ſcharfen Angriffe des Vor
redners. Wir kommen nicht zur Deckung eines größeren
Bedarfs im Jnland, wenn wir nicht ein Aequivalent in
der Lederausfuhr geben. Es kommt auch darauf an, den

Jch gebe zu,
daß in bezug auf die Kontrolle bei der Ausfuhrmanches zu wünſchen übrig bleibt. Wir haben in der Leder-
rer eine Ausfuhrſtelle errichtet, diehalb bürokratiſchen und halb freien Charakter der
Berufsintereſſenten hat. Dieſe ganze Kontrolle iſt heute außer
ordentlich erſchwert. Sie birgt nicht nur an der Oſtgrenze
große Gefahren jn ſich, ſondern noch viel mehr an der Weſt
grenze zumal die Entente nichts tut, um dieſes große Loch in
der Ein- und Ausfuhr zu verſtopfen. Wir kommen da
leider nicht um große Schiebungen herum, und r Un
terſtützung der Entente gegen ſolche Schiebereien iſt
nicht zu rechnen. Ein großer Teil des Grenzgutes, das unrecht-
mäßig aus und eingceht, vaſſiert als Militärgut. Wir ſind da
gogen ohnmächtig. Dieſe Verhältniſſe ſind ſehr bedauerlich,
da ſie zu einer Demoraliſierung unſerer Handwerks-
meiſter führen. Es iſt dies ein offenes Geheimnis, und die
Herren aus dem Handel haben mir wiederholt erklärt, daß zu
ihnen ſehr oft Angehörige der franzöſiſchen und engliſchen Armee
kommen und ihnen Ware zum Kaufe anbieten. Wenn der
Friedensvertrag in Kraft tritt, werden wir wohl
wieder zu beſſeren Zuſtänden auf dieſem Gebiete ge
langen, Leider haben wir jeßt auch mit dem Widerſtande
weiterer Arbeiterkreiſe zu rechnen. (Hört, hört!
rechts.) Sie meinen, daß der freie Verkehr dauernden
Vorteil für ſie haben wird. Sie überſehen aber den großen
Schaden, der unſerer Volkswirtſchaft zugefügt wird. (Hört,
hört! rechts.)

Die Ausfuhrverhältniſſe
hat der Jnterpellant mit Recht kritiſiert. Aber gerade vom
Reichswirtſchaftsamt ſind in dem Augenblicke, wo es Kenntnis
von den Dingen erhielt, Maßnahmen getroffen worden, um die
Sache zu verhindern. Hinſichtlich der Verteilung der
Konjunkturgewinne hat das Reichswirtſchaftsamt eine
Dreiteilung vorgenommen, und zwar zu Gunſten der
Landwirtitſchaft, der Gemeinden und der Kreiſe.
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß niemand das Recht hatk,
aus irgend einer Ware einen höheren Gewinn zu er-
zielen, als die Produktionskoſten zu decken und darüber
hinaus einen anſtändigen Unternehmergewinn zu beanſpruchen.
Würde der Konjunkturgewinn nur den Landwirten zuerkannt
werden, ſo würde das zur Folge haben, daß in dem Augenslick,
wo der Preis für Häute und Leder wieder heruntergeht, der
Viehpreigs und damit der Fleiſchpreid geſteigert wird. Ein
OHrittel des Honjunkturgewinns an die Landwirte bedeutet ſchon
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reichliche Zuwendung, Prr dürfte der Anreir chlachtungen fallen. Als wir zur freie 5
ft übergingen, wurde verlangt, daß der Bet von o Proz

Konjunktürgewinnes zugunſten der Reichskaſſe verwe
würde. Dieſem Verlangen eine Verordnung kez
Reichswirtſchaftsminiſteriums, die auf BVeſ ß der Nalional,
vperſammlung herausgegeben wurde. Die Gerber haben ihreg

edarf an Häuten zu hohen Preiſen aus dem Auslande gedegt
Bis zur Erledigung der Gerbarbeiten vergehen Monate. Fallen
die Lederpreiſe, ſo würde auf die Gerber ein großes Riſiko
hellen Ein Teil des Konjunkturgewinnes muß daher den

erbern als Ausgleich zur Ter geſtellt werden,
Die vom Fnterpellanten ſehr ſcharf angegriffene Deutſche
Geſellſchaft für Holzſchuhe ſoll nur dazu berufen
ſein, der minderbemittelten Bevölkerung billigeres Schuhwerk zu
beſchaffen. Wir wollten keine neue Krie ſellſchaft, daber
habe ich mich an eine Geſellſchaft gewandt, die im frelen Ver.
er die Sache machen wollte, und zwar unter Preiskontrolle dez
teiches. Ich glaubte, annehmen zu können, daß gegen

dieſe Geſellſchaft keinerlei Bedenken vorlägen, zumal
da neben tüchtigen Fachleuten auch der Abg. Simon als
zweiter Vorſitzender in Ausſicht genommen war. Die Gefahr
lag vor, daß, wenn dieſe gemeinnützige Geſellſchaft gegründet
würde, irgend eine Kriegsgeſellſchaft wieder die Sache gemacht
haben würde. Gegenwärtig haben wir zur Verfügung 51 000 Paar
Stiefel für die minderbemittelte Bevölkerung, an Militär
ſchuhwerk werden ſich die wieder inſtand geſetzten Beſtände
auf 50000 Paar beziffern. An Leder ſtehen uns 145 009
Kilogramm Unterleder und 10000 qm verſchiedener Ober.
leder zur Verfügung. Wie große Mengen noch bei der Heeres.
verwaltung liegen, kann noch nicht geſagt werden, weil die be
treffenden Aemter ihre Beſtände aufarbeiten ließen. Späte,
ſollen dieſe Militärwerkſtätten in Werkſtätten um.gewandelt werden, die dem allgemeinen Bedarf nutzbar
gemacht werden ſollen. Die durch Konjunkturgewinne erzielten
Beträge, die auf 100--150 Millionen Mark geſchätzt werden,
Kades der Notſtands aktion zur Verfügung geſtellt

unſere
Fabrikation von Schuhwaren,

einſchließlich Hausſchuhen und Pantoffeln wurde im Frieden
auf 60 Millionen Paar im Jahre geſchätzt. Während des Krieges
ging dieſe Zahl erheblich zurück, ſo daß nur noch etwa ein
Drittel der Friedensproduktion erreicht wurde. Jm
Juli 1919 wurde die Produktion auf 234 Millionen geſchätzt, im
September ſchon auf 3 200 000 Paare. Das iſt eine Zungahme
von ungefähr 50 Prozent. Bei dieſer Steigerung der Pro-
duktion iſt nicht angeſetzt der Lederverbrauch in der Portefeuille,
und Handſchuhinduſtrie. Nach meinen Jnformationen, die ich
auf der Leipziger Meſſe erhielt, ſind die Aufträge für die Porte-
feuilleinduſtrie nach dem Auslande nahezu unbegrenzt. Jn
Frankfurt wurde mir erklärt, dieſer Jnduſtriezweig habe bis
zum April Aufträge; bis Ende des Jahres ſei er mit Leder gedeckt. uf meine Erkundigungen bei Fabrikanten hat ſich er
geben, daß man die hohen Preiſe übereinſtimmend ſehr unan-
genehm empfindet, aber deshalb nicht etwa zur Zwangswirt-
ſchaft zuvückkehren wolle, weil ſie bei Freigabe des Leders doch
wenigſtens ſolches zu kaufen bekämen. Welcher Weg bietet ſich
denn, um über die Notſtandeverſorgung hinaus die Marktlage
wieder zur Geſundung zu bringen, die wahnwitzigen, außer
ordentlich ungeſunden kulationen zu beſeitigen? Damüßte vielleicht verſucht werden, die Peemiſhen vollſtändig

für die in ländiſchen Gerber zu erfaſſen, mit der Bearbeitung
nur beſtimmte Gerbereien zu beſchäftigen und das gegerbte
Leder an Schuhfabrikanten zu vergeben, die nur dieſes Leder
verarbeiten und einen beſtimmten Preis innehalten. Das aus
ländiſche Leder müßte demnach in der freien Konkurrenz blei
ben. Das wäre eine theoretiſch durchaus richtige und kon
ſequente Organiſation, die auch eine gewiſſe Kontrolle gewährt.
Nach Auffaſſung der Regierung iſt die Lederinduſtrie und der
Lederhandel mit den Preiſen weit über das Angemeſſene her-
ausgegangen. Die Intereſſenten ſcheinen zu vergeſſen, daß

Preisfreiheit noch nicht Wucherfreiheit

bedeutet. Es iſt auch eine unter Aufſicht geſtellte Zwangster-
ſteigerung vorgeſchlagen, wo bei allzu hohen Preiſen eingeſchritten
werden und eine Verteilung der vorhandener
Ware erfolgen ſoll. Aber auch das wäre äußerſt ſchwer durch
führbar, die Kontrolle ſehr leicht zu umgehen. Verſchiebun-
gen zu kontrollieren, gibt es keine Möglichkeit.
Wir wollen dieſe Anregung prüfen, aber ich mache ſchon ſetzt
meine Bedenken geltend, Nach allen bisherigen Erfahrungen
empfiehlt es ſich, nachdem man es nun einmal mit der freien
Wirtſchaft verſucht hat, nicht allzu ſchnell wieder ins Gegenteil
zu verfallen. Wir müſſen erſt den Markt eine Zeitlang ruhig
unter dieſer Konjunktur ſtehen laſſen und abwarten, ob ein
größeres Angebot von Waren erfolgt. Schon organiſatoriſch iſt
ein ſolcher Wechſel unmöglich. Jch bin für einen ſehr ver
nünftigen Abbau der Zwangswirtſfchaft, für einen
doppelt vorſichtigen bei der heutigen Valutadifferen z. Vo
es aber möglich iſt, ſchließlich ohne Gefahr zur freien Wirtſchaft
zurückzukehren, will ich es tun, und ſo habe ich dieſe Anordnung
getroffen. Die freie Wirtſchaft können wir aufrecht erhalten
auf dem Obſt- und Gemüſemgrkt. Auf dem Leder
markt müſſen wir abwarten, ob eine Beſſerung eintritt. Erweiſt
ſich der Zuſtand als unerträglich, da müßten wir zuſehen, ob
eins der von mir vorgeſchlagenen Mittel in Erwägung zu ziehen
iſt. Davon, daß wir ſchlankweg zur Zwangswirtſchaft zurüd
kehren verſpreche ich mir nichts.

Die Beſprechung der Interpellation wird verbunden mit
dem Bericht des Ausſchuſſes für die Zwangswirtſchaft über die
Notſtands verſorgung mit Ober- und Unterklei-
dung und Schuhwerk ſowie den Abbau der Zwang-
wirtſchaft auf dem Gebiete der Textilinduſtrie und der Ve
antwortung des Antrages Ablaß (Dem.) betreffend planmäßigen
Abbau der Zwangswirtſchaft für Erzeugniſſe der Landwirtſchaft,
ſowie endlich weiterer Anträge, die Zwangswirtſchaft betreffend.

Präſident Fehrenbach gibt bekannt, daß bei der Fülle des
vorliegenden Materials die Hoffnung auf eine mehrwöchige
Pauſe vom 25. d. M. ab immer mehr ſchwinde.

Abg. Bergmann (Ztr.): Ausländiſche und inländiſch
Waren können nicht auseinandergehalten werden. Zu einer
Zwangs wirtſchaft können wir nicht zurückkehren.

Abg. Hermann (Dem.): Die hochwichtige Frage der Zwang
wirtſchaft ſcheint im Hauſe kein großes Intereſſe zu finden. Da
von uns ausgeführte hochwertige Leder hebt unſere
Valuta, Der Schwerpunkt der Verſorgung mit preiswertem
Schuhwerk muß in die Gemeinde verlegt werden.

Abg. Wetzlich (Deutſchnational): Der Jnterpellant iſt den
Beweis dafür ſchuldig geblieben, daß die Aufhebung der

r dieſe bodenloſen u herbeigeführt hat
ine Rede klang aus in großen Anklagen gegen die Re

gierungsmaß nahmen und gegen die Unfähigkei!
der Regierung, ihre Anordnungen durchzuſetzen. Darin
gewe ich ihm Recht, daß die Regierung ſchwerlich in der Lage iſt

s große Loch im Weſten zuzuſtopfen. Jetzt ſoll Sturm ge
laufen werden gegen die Aufhebung der Zwangswirtſchaft
Gleichzeitig ſoll ein

Keſſeltreiben gegen die freie Wirtſchaft
veranſtaltet werden. Hier handelt es ſich nicht um eine Parte
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nen wir die Angelegenheik völlig ruhig undNach unſerer Anſicht war es kein Fehler,
i gemiriſchaft für Leder aufzuheben. Es wäre aber

weſen, wenn dieſe Frage nicht nur im Ausſchuß für
beern rtſchaft ondern Plenum behandelt wordenvo le die Zwangswirtſchaft noch beſtand, hatten wir tat

Khach vollkommen geſetzloſe Zuſtände. Schuhwaren erhielt
roh des Bezu 8ſcheines nicht. Man war mehr oder

emiger auf den

b

le ich T e e h Reichten nicht die t, oder n en Willen, denPiecen n z verſchaffen. Deshalb wurden
Baden und Heſſen wegen Aufhebung der Zwangs-

a cchaft vorſtellig. Namentlich drängten die Schuhmacher
ungen auf die Aufhebung der Zwangswirtſchaft hin.
eeiſchntt ein Schuhmacher die vorgeſchriebenen Preiſe für
le araturen, ſo wurde er ſtreng beſtraft. Auch hier hängte
Pep den kleinen Dieb, den großen ließ man laufen. Eine

Fata Eingange e engJlrirchaft ergoß ſich über die Nationalverſammlung. Auch
roßer Jnnungsverband hat ſich für die Auf9 nung erklärt. Die kleineren Schuhmachermeiſter mit

4 er als 10 Geſellen ſollten im Sommer nicht mehr mit Ober-
re eliefert werden. Das hätte für den größten Teil von ihnen den

in bedeutet. Die Aufhebung der Zwangswirtſchaft fällt nun
ſeider mit dem ungeheuren Niedergang der deutſchen Valuta zu

mmen, ſie iſt aber nicht etwa ihre Urſache. Eine ſchärfere Kon
un der Preistreiberei iſt unbedingt nötig. Und ebenſo not

wendig für die gründliche unbefangene objektive Prüfung derfrage der r a oder Aufhebung derwangs wirtſchaft iſt die alsbaldige Einberufung des
eichswirtſchaftsrates. Bis zu einem gewiſſen Grade hat aller

dings auch im Kaufmannsſtande eine gewiſſe U nmoral Platz
griffen. Bei den Verſteigerungen müßten die RegierungsPLmnnſare ein ſcharfes Auge darauf haben, wer die Leder-

mengen erhält, und wohin er ſie weitergibt. Ich appelliere an
das Ehrgefühl des deutſchen Kaufmanns. Die Beibehaltung der

Zwangswirtſchaft hätte vielleicht noch ſchlimmeven Zu
Ränden geführt, als wir ſie bis vor Aufhebung gehabt haben.

eine Partei wird alle Maßnahmen ergreifen, die notwendig
und durchführbar ſind, um die Zwangswirtſchaft abzubauen und
aufzuheben. (Beifall

Abg. Dr. Hugo (D. Vpt.); Die viel zu ſpät aufgeho
bene Zwangs wirtſchaft hat künſtlich jedes wirtſchaftliche
Aufleben verhindert, nicht nur in der Leder-, ſondern auch in
der Textilbranche, beim Gummi uſw. Zur Not
ſtands verſorgung ſollte nur derbes Schuhzeug hergeſtellt
werden. Der Anſchluß an den Weltmarkt iſt für uns
die Wbg. SimonFranken (U. S.): Wir mußten wiſſen, daß
wir bei der Knappheit des Materials auf dem Welt-
markte nicht auf größere Einfuhr von Häuten und Fellen rech
nen konnten, außer zu exorbitanten Preiſen. Die freie
Wirtſchaft iſt für das Volk ein Fluch. (Redner wird im
Laufe ſeiner ſehr ausführlichen Darlegungen vom Präſidenten
Fehrenbach darauf aufmerkſam. gemacht, daß er bereits über eine
Stunde ſpreche.) Jetzt ſind wir in einem Chaos, in dem eine
e Leute ungezählte Millionen verdient hat, vielleicht

illiarden.
das Haus die Weiterberatung auf morgenDieryt ine

1 Uhr: Anfragen.
Schluß 634 Uhr.

Dutaſta Botſchafter in Berlin
(Eigene Drahtmeldung der „H.

Baſel, 13. Oktober.
Laut „Echo de Paris beſtätigt es ſich, daß Dutaſta

franzöſiſcher Botſchafter in Berlin werden wird.ehren der Uebergangsperiode wird Frankreich durch
Dieſe Miſſion ſoll

gegenwärtig Geſchäftsträger in Bern,

vor dem Jnhkrafttreten des Friedens
Unterzeichnung durch Poincaré.

Verſailles, 13. Oktober.
Laut „Journal“ wird Präſident Poincaré jedenfalls heute

oder morgen die Ratifizierungsurkunde zeichnen,
die Veröffentlichung durch das „Journal Officiel“ wird ſofort

erfolgen. Wenn der Senat den Kammerbeſchlüſſen zuſtimme,
werde der Zeitpunkt der Veröffentlichung des Geſetzes über die
Ratifizierung amtlich als das Ende der Feindſeligkeiten ange-
ſehen werden. Hierauf müßten die Alliierten Deutſchland be-
nachrichtigen, daß drei gegneriſche Großmächte den Frieden rati-
fiziert hätten, und dann müßten Vertreter dieſer drei
Großmächte mit Vertretern Deutſchlands dieRatifizierungsurkunden gaustauſchen. Das Pro
tokoll hierüber müßten die Vertreter der Mächte unterzeichnen
e ne würde der Friedensvertrag in Kraft
reten,

Michant,

—2

Nachdruck verboten.

Die beiden Hildebrand
Kriminalroman von Heinrich Tiaden.

Oswald Hildebrand hatte vor der jungen Dame ganz
mechaniſch eine Verbeugung gemacht, die weit mehr aus-
drückte als nur Höflichkeit. Vor allen Dingen eine deutlich
erkennbare Ueberraſchung über die Erſcheinung dieſer
n Dame. Sie mußte es wohl bemerken, denn ein
Lächeln überſtrahlte ihr nicht nur ſchönes, ſondern auch
geiſtvolles Geſicht.

„Bitte, nehmen Sie Platz. Jch glaube nicht, daß mein
Later noch ſehr lange ausbleiben wird. Indeſſen werden
Sie mit meiner Geſellſchaft vorlieb nehmen müſſen.“

Oswald, der bis jetzt ganz im Banne der königlichen
Erſcheinung dieſes Weibes und beſonders ihrer ſtrahlenden

Augen geſtanden hatte, erinnerte ſich plötzlich des Grundes,
der ihn in dieſes Haus geführt hatte und er nahm eine
reſervierte Haltung ein.
x Ich möchte Sie nicht beläſtigen, gnädiges Fräulein.

e e nach einer Stunde nochmals bei Jhnen vor
en.
„Ei, haben Sie in Berlin ſo dringende Geſchäfte, daß

Sie mir nicht ein Viertelſtündchen widmen können Oder
fürchten Sie ſich vor mir?“

9 Ein ſchnelles Rot überflog das Geſicht des Malers.
a Blick ſtreifte faſt hochmütig das ſchöne, lächelnde

kädchen.

ich wohl! Mit Jhrer Erlaubnis werde ich

18)

Wie ſollte
alſo die Rückkunft Jhres Herrn Vaters abwarten.“

Die Worte klangen nicht ſehr freundlich. Und in der
t ärgerte ſich Oswald. Er hatte ſich den Eintritt in
Relſe Haus ganz anders vorgeſtellt. Während ſeiner

eiſe hatte er viele Gelegenheit gehabt, ſich zu überlegen,
er dieſem Herrn Bürklin entgegentreten ſollte. Und

eine Gedanken hatten ihn zu beſtimmten Entſchlüſſen ge
i waren Gedanken, bei denen ſeine Hände ſich

eine inen eiſernen Glans bekammen hatten

Ende der bayeriſchen Regierungskriſe
München, 13. Oktober.

Jn der geſtrigen Bundeskonferenz der ſozialdemokratiſchen
Partei wurde eine ehe n angenommen, in welcher
darauf hingewieſen wird, daß die heriſche Volkspartei und
die demokratiſche Partei auf ihren Bundeskonferenzen den
Wunſch zum Ausdruck gebracht haben, daß die jetzige Regierung
unter dem Miniſterpräſidenten Hoffmann in ihrer bisherigen
Zufammenſetzung weiterbeſtehe. Damit ſei die gemein-
ſame Verantwortung für alle bisherigen und weiteren
Regierungsmaßnahmen feſtgelegt und die Grundloſigkeit der
maßloſen Angriffe gegen die ſozialdemokratiſchen Regierungs
mitglieder in aller Form anerkannt. Die ſozialdemokratiſche
Landeskonferenz habe angeſichts dieſer Tatſache und der für den
Winter zu erwartenden großen Schwierigkeiten nicht die Ver
antwortung dafür übernehmen können, daß das Land durch den
Austritt der ſogialdemokratiſchen Mitglieder aus der Regierung
aufs neue den ſchwerſten Grſchütterungen ausgeſetzt werde und
die politiſchen, kulturellen und ſozialen Errungenſchaften der
Revolution gefährdet würden. Damit iſt die bayeriſche
Regierungskriſe beigelegt.

50 Jahre Deutſcher Buchdrucker-Verein. Der Deutſche
e werten begeht am 15. Oktober ſein 50jähriges

ubiläum.
Näte-Näuber. Die Budapeſter Polizei entdeckte im Hotel

„Hungaria“, dem ehemaligen Sowjethaus, eine Kiſte, in der
eine halbe Million Geld,
von einer halben Million Dollar, zahlreiche Wäſcheſtücke, Klei
der mit fürſtlichen und gräflichen Monogrammen, viele antike

l

ferner ſilberne Eßbeſtecke im Werte

licher Zeit die Beſucher der Volkshochſchule zu begrüßen.
Gegenſtände und Kirchengeräte vorgefunden wurden. Dieſe
Schätze hatte Ladislaus Szamuely, der Bruder von Tibor
Szamuely, die beide durch Selbſtmord endeten, nach Nieder-
ſchlagung der Kalocſaer Gegenrevolutionges w. in Kalocſa und Umung gera

Halie, 14 Oktober.

Die Reviſion der Klübermörder verworfen
Das Schwurgericht zu Halle hatte bekanatlich wegen Er

mordung des Oberſtleutnants von Klüber den Militär-
invaliden Bauer zum Tode, den Arbeiter Fiedler zu
9 Jahren Zuchthaus und den Schauſpieler Gierhold zu 13
Jahren und 6 Monaten Zuchthaus verurteilt. Gegen dieſes
Urteil hatten die Verurteilten Berufung eingelegt, die geſtern
einer eigenen Drahtmeldung zufolge vom Reichs gericht in
Leipzig verworfen wurde. Das Urteil iſt ſomit rechtskräftig
geworden.

Der am 13. Oktober begonnene Sahwurgerichtsabſchnitt
unter dem Vorſitze des Landgerichtsrats Dr. Riemſchneider
wird zwei Wochen währen. Jn der erſten Sitzung wurde gegen
den noch unbeſtraften Arbeiter Otto Krieger, geboren 1898,
wegen ſchweren Landfriedensbruches verhandelt. Der Ange
klagte hatte früher ausgeſagt, er ſei in der Nacht zum 2. März
in der Großen Ulrichſtraße in der plündernden Menge geweſen
und habe bei Endepols Dunker 6 bis 8 Hoſen, 6 bis 8 Jacketts,

lündert. Die Geſchworenen ſprachen den Angeklagken des
ren Landfriebensbruches ſchuldig billigten ihm aber mil

dernde Umſtände zu, worauf das Gericht ihn zu 2 Jahren Ge
fängnis und 5 Jahren Ehrperluſt verurteilte; 2 Monate der
Unterſuchungshaft wurden gls verbüßt in Anrechnung gebracht

Der einſame Sochkel!
Wer an der Eröffnung der Volkshochſchule

Aulg unſeres Stadtghymnaſiums am letzten Sonnabend teilge-
nommen hat, wird die Entdeckung gemacht haben, daß an der
Wand, wo Rednerpult und Paodium ſtehen, ein wunderlicher
Schmuck in Form eines verſtgubten Sockels vorhanden iſt. Juf
dieſem Sockel hat bis vor kurzem, wenn wir nicht irren, Die
Büſte Kaiſer Wilhelms II. geſtanden. Als der gegenwärtige
Kultusminiſter Haeniſch ſein verwichener Kollege Adolf Hoff
mann hatte es während ſeiner denkwürdigen Regierungszeit
unterlaſſen ſeinen Feldzug gegen die bildlichen Zeugen ruhm-
voller deutſcher Vergangenheit begann, mußten auch die Schulen,
und ſie beſonders daran glauben, trotz rühmlichen Proteffes
unſeres heranwachſenden Geſchlechts. Alle äußeren Erinnerungs-
zeichen an Kaiſer Wilhekm ſollen verſchwinden, da ſein An
denken aus den Herzen nicht zu tilgen i Seine Büſte ließ ſich
in der Aula des Siadtghmnaſiums gewiß leicht abnehmen; den
Sockel ließ man hängen, weil ſeine Entfernung wohl einige
Koſten und Arbeit erforderte. Als wir nach Beendigung der
Feier den Saal verließen, hörte wir, wie einige Teilnehmer ſich
über den einſamen Sockel unterhielten und bemerkten: „Man
hat ihn hängen kaſſen, um anzudeuten, daß der Kaiſer bald
wiederkommen wird.“ Obwohl wir uns dieſe Auslegung gern
gefallen laſſen, müſſen wir es doch für ein Zeichen höchſter Ge-
ſchmackloſigkeit erklären, mit diefem traurigen Ueberreſt z

Man
auf, um die Hörer für
zur Grneuerung Deutſch

e in der

ruft die Kunſt in der Volkshochſchule
reines Menſſchentum zu begeiſtern,

lands, und befleißigt ſich dabei künſtleriſchen Tartarentums, das

3 Kinderanzüge genommen, die man bei einer Hausſuchung ge
funden hatte. Heute will er das früher nur geſagt haben, um
die Schwiegermutter ſeines Bruders, Frau B., zu der er die
Sachen am frühen Morgen des 2. März gebracht hatte, nicht mit
reinzulegen, obwohl ſeine frühere Ausſage gerade zur Folge
hatte, daß gegen die Frau ein Ermittelungsverfahren wegen
Hehlerei eingeleitet wurde, das jedoch dann eingeſtellt werden
mußte. Er behauptete jetzt, die Sachen habe in der fraglichen

t ein Soldat nach dem Garniſonlazarett gobracht, um ſie
vorläufig dort unterzubringen, als der Angeklagte kam, um ins
Lazarett hineinzugehen, das aber geſchloſſen geweſen wäre.
Darauf habe er (der Angeklagte) den ihm unbekannten Soldaten

ſolchen Plänen ins Geſicht ſchlägt. Der Magiſtrat ſorge doch
dafür, daß der ihm unterſtellten Anſtalt die jämmerlichen Koſten
ausgeworfen werden, um den unſchönen Sockel zu enkfernen.
Oder ſoll ihn der künftige Reichspräſident krönen?

Der Strefk der Holzarbeiter wird fortgeſetzt. Eine am
Sonntag im „Volkspark“ ſtattgefundene Verſammlung der
Holzarbeiter beſchloß, den Streik fortzuſetzen, da die
Arbeitgeber den Forderungen der Holzarbeiter zu wenig Ent-
gegenkommen gezeigt haben.

Baukoſtenüberteuerungszuſchüſſe. Nach dem Erlaſſe des
Herrn Miniſters für Volkswohlfahrt vom 16. September d.

St. 9. 1536 find die Mittel für die Gewährung von Bau
koſtenzuſchüſſen erſchöpft, und es iſt ſehr zweifelhaft, ob für das
Rechnungsjahr 1920 mit einer Bereitſtellung von weiteren
Mitteln wird gerechnet werden können.

Einen Vortrag über Pilze hält heute abend um 8 Uhr
Profeſſor Raebiger im Mozartſaal.

Schachtebeck-Quartett. Von ſeinem Muſizieren im
gangenen Winter hat das Schachtebeck-Quartett hier
ein ſehr angenehmes Gedenken zurückgelaſſen. Man durfte des
halb einigermaßen überraſcht ſein, daß am Sonnabend die erſte
Kammermuſik einen nicht noch dichter beſetzten Saal gefunden

ver

hatte, zumal fie gang und gar Beethoven gewidmet war und
einige ſelten zu hörende Werke berückſichtigte. Auf dem Zettel
ſtanden außer vier Liedern das Quartett in fMoll, die
Serenade op. 8 und das Serxtett op. 81 b für Streichinſtrumente
und zwei Hörner. „Serioſo“ hatte urſprünglich Beethoven
ſelbſt neben den Titel des Quartetts geſchrieben und damit die
Stimmung bvezeichnet, die darin bis zum erlöſenden und befreien
den Schluß obwaltet. Das Trio, op. 8, eine köſtliche formen-
ſichere Arbeit, kennt nur agnmutige Bilder. Heiterer Sonnen
lang des Lebens, forgloſe Dafſeinsfreude ſpiegelt jeder Satz
wieder, von denen einer immer entzückender iſt als der andere.
Leichter wiegt das Sextett, das eigentlich wur ein Duo für zwei

Hörner iſt, und in dem den Streichinſtrumenten kaum mehr als

Schatten fielen.
mit nach der Wohnung der Frau B. genommen, um die Sachen
vorläufig dort zu verwahren. Frau B. hat ſich aber geſträubt,
ſie aufzubewahren, ſie bekundete auch u
nicht einen Tragkorb hergegeben und die
Lazarett nach ihrer Wohnung geholt habe, wie
jetzt angab. Die Tochter der Frau B., die Schwägerin des An-

klagten, bekundete, daß ihre Mutter ſich in der Nacht über-Pup nicht entfernt habe und alſo beim Transporte der Sachen

nicht mitgewirkt haben könne. Während der Angeklagte weiter
behaupete, daß ſeine Schwägerin von dem Soldaten eine Uhr
gekauft habe, beſtritt die Zeugin auch dies. Der Angeklagte blieb
trotz mehrfacher Mahnung des Gerichtsvorſitzenden, ein offenes
Geſtändnis abzulegen, bei ſeiner Ausſage, er habe micht ſelbſt

unter hre
Sachen ſelbſt mit bom

der Angeklagte

und Form war, was der Bratſchiſt beiſteuerte
m Eide, daß ſie

die Begleitung zufällt. Jmmerhin hat es in ſeinem Adagio einen
herrlichen Satz, deſſen weitgeſponnene Melodik ſich mit einer
gewiſſen Erhabenheit auswirkt. Für die Ausführung ſetzten
Heinrich Schachtebeck, Albert Patzak, Alfred
Witter, Albert. Weiße ihre oft gerühmte Kunſt ein.
Faſt wollte es ſcheinen, als wäre ihr Zuſarnmenſviel noch inniger
und die geiſtige Kraft, die es bewegt, noch reifer geworden.
Schade, daß auf dieſe Vorzüge leichte, früher nicht bemerkte

Erſter Geiger und Celliſt waren hinſichtlich der
Jntonation nicht immer untadelig. Um ſo wertvoller in Ton

Das Sertett er-
ſtrahlte im hellſten Glanz ſeiner vom Tondichter beabſichtigten
Klangprarht, da A. Rudolf und C. Frey den hervorragenden
Anteil, den Beethoven den beiden Hörnern zugewiefen hat, aus
gezeichnet erledigten. Jn liebenswürdigſter Unbekümmertheit
um tiefgründige Auffaſſungsſorgen ſang Margarete
Schmutzler-Peiſer, von Hans Stieber geſchickt be-
gleitet, die Lieder. Und ſo waren das „Bußlied“, „Jch liebe
dich“, „Das Blümchen Wunderhold“, „Neue Liebe“ und als Zu
gabe „Der Kuß“ ganz auf den unmittelbaren Erfolg geſtellt, den
eine taufriſhe, gut gebildete Stimme an und für ſich mühelos
hervorzuzaubern vermag. Dr. W. Katiſer.

Nun empfing ihn in dieſem Hauſe eine junge Dame, die
durch ihre äußere Erſcheinung auf ihn, den Mann und den
Künſtler, naturnotwendig einen äußerſt ſtarken Eindruck
hervorbringen mußte. Die Tochter des Mannes, den er
ſeinen Feind nennen mußte, war nicht nur eine Schönheit
erſten Ranges, ſondern hatte auch in ihrem Weſen ein ge
wiſſes Etwas, das ſie aus der Reihe anderer Frauen
weſentlich hervorhob. Vorteilhaft? die Antwort auf
dieſe Frage konnte Oswald Hildebrand ſich in dieſem
Augenblick noch nicht geben. Das aber wußte er und
dieſer Gedanke vertrieb die Wolken eines raſch in ihm auf-
ſteigenden Aergers über die ſeltſame Lage, in die er hinein-
geraten er wußte, daß er ſich nicht im mindeſten durch
dieſes junge Mädchen beeinfluſſen laſſen würde.

„Sie ſcheinen immer noch ein wenig erſtaunt zu ſein,
daß Sie ſtatt von dem Herrn dieſes Hauſes von ſeiner
Tochter empfangen wurden. Jch darf doch wohl annehmen,
daß Sie von der Exiſtenz dieſer Tochter Kenntnis
hatten

„Jch wußte allerdings, daß Herr Bürklin eine Tochter

„Doch haben Sie ſich dieſe Tochter anders vorgeſtellt?“
„Nun, um die Wahrheit zu ſagen, gar nicht. Jch habe
Jhrem Herrn Vater bisher nie zu tun gehabt und nie

mit ihm geredet. Mein Vater aber hat über die Art ſeiner
Geſchäfte mit Herrn Bürklin nie zu mir geſprochen, noch
viel weniger alſo über ſeine Privatverhältniſſe.“

„Dann iſt es eigentlich erſtaunlich, daß Sie von meinem
Daſein wußten.“

„Jch erfuhr es durch Zufall,“ ſprach Oswald kurz.
„Auch meinen Namen wiſſen Sie nicht?“
„Natürlich nicht.“
„Jch heiße 2aura. Gefällt Jhnen der Name?“
„So gut wie jeder andere.“
„Nicht wahr, die Tatſache, daß ich den Namen trage,

macht ihn Fhnen nicht ein bißchen angenehmer als andere
Namen

„Geſtatten Sie. daß ich dieſe Frage fonderbar findef“

habe

mit

„Gewiß, warum ſoll ichs nicht geſtatten,“ ſprach ſie mit
einem Lächeln, das nicht frei von Spott war, „obgleich ich
eigentlich keinen Grund wüßte. Unter gewiſſen Umſtände
kann man den banalſten Namen ſchön finden.“

„Das beſtreite ich nicht. Doch ſind dieſe Umſtände
hier doch nicht gegeben.“

„Sie ſind kein Schmeichler, Herr Hildebrand.“
„Jch bin auch nicht hierher gekommen, um irgend

jemandem Schmeicheleien zu ſagen.“
„Jch wußte, bevor ich Sie ſah, weit mehr von Jhnen,

als Sie von mir.“
„So?“
„Ja, ſogar, wie Sie ausſahen.“
„Jch geſtehe, das überraſcht mich.“
„Und dennoch iſt nichts Wunderbares daran. Mein

Vater hatte einſt bei einer Unterredung mit Jhrem Herrn
Vater mit einer Anzahl Papieren hantiert, und als er dieſe
Papiere ſpäter hier aus ſeiner Mappe nahm, befand ſich
eine Photographie von Jhnen darunter.“

Jhre Augen blickten während dieſer Worte mit dem
Ausdruck größter innerlicher Ruhe auf ſein Geſicht. Oswald
war genügend Menſchenkenner, um überzeugt zu ſein, daß
ſie objektiv die Wahrheit ſprach.

„Der Vorgang ſcheint in der Tat auf den erſten Blid
ſehr einfach und doch wundere ich mich darüber. Jch
kenne den Schreibtiſch meines Vaters ſehr genau und weiß.
alt er nie ein Bild von mir darauf ſtehen oder liegen

atte.“
„Nun, wer weiß, welch ein Zufall das Bild zwiſchen

die Papiere gelegt hat. Jedenfalls befindet es ſich in
meinem Beſitz.“

„Ach, was Sie ſagen! Das VDild erſchien Jhnen wert
voll genug, um es aufzubewahren

„Ei, warum nicht? Erſtens iſt es das Bild eines bo
dentenden Künſtlers Oswald quittierte über das Lof
mit einer knappen Verbeugung „und zweitens ge
fielen Sie mir

(FFortſetzung folgt.)



Das Ende des Haferdrufchverbotes. Das durch Verord
tung vom 1. September 1919 (Reichsgeſetzblatt Seite 1495) er
laſſene Verbot des Ausdruſches von Hafer endet mit dem 15. Ok
tober. Eine Verlängerung des Verbotes iſt nicht beabſichtigt.
Dagegen werden die Kommunalverbände angewieſen, die zur
Sicherung der Ablieferung der ausgeſchriebenen Pflichtmengen
und zur Unterſtützung des Druſchverbotes bereits erlaſſenen
Ausfuhrverbote für Hafer zu verlängern oder neue Ausfuhr-
berbote zu erlaſſen und dieſe erſt aufzuheben, wenn der einzelne
Kommunalverband einen erheblichen Prozentſatz der auf ihn
entfallenden Haferumlage mindeſtens die Hälfte erfüllt
haben wird. Die Vorſchrift, daß der Bahntransport von Hafer
nur mit Genehmigung des zuſtändigen Kommunalverbandes
erfolgen darf, wird bis auf weiteres aufrecht erhalten. Gleich-

eitig iſt der Zeitpunkt, zu dem 25 Prozent der Lieferungsum-
age erfolgt ſein muß, auf den 1. Dezember feſtgeſetzt. Bei der

Feſtſetzung, daß 50 Prozent bis zum 1. Januar geliefert ſein
müſſen, behält es ſein Bewenden. Die Kommunalverbände ſind
angewieſen, gegen diejenigen Landwirte, die bis zum 1. Dezem-
ber nicht 25 Prozent und bis zum 1. Januar nicht 50 Prozent
der Haferumlage abgeliefert haben, ſofort mit den Entcignungs-
und Strafvorſchriften der Reichsgetreideordnung vorzugehen.
Ausnahmen von den Ausfuhr- und Transportverboten werden
von den Kommunalberbänden allgemein zugelaſſen für Liefe-
rungen an die Reichsgetreideſtelle, für andere Lieferungen nur,
wenn der Abſender die auf ihn entfallende Pflichtmenge an

er erfüllt hat. Weitere Ausnahmen dürfen nur mit Zu-
immung der Reichsgetreideſtelle in dringenden Fällen zur Ver

hzütung von Futternot in land wirtſchaftlichen oder volkswirt
ſchaftlich wichtigen Betrieben genehmigt werden.

Der Raturwiſſenſchaftliche Verein für Sachſen und
Thüringen hält ſeine nächſte Sitzung mit Vorweiſungen am
Donnerstag, den 16. Oktober, abends um 834 Uhr im „Rats-
keller“ ab. Gäſte willkommen

Provinz Sach
Zur Tagung des Mitteldeutſchen Bauernvereins

Der Landbund der Provinz Sachſen und Anhalts ſendet uns
folgende Notiz zu:

Jn der Beilage zur „Halleſchen Zeitung“ Nr. 505 vom
12. Oktober 1919 befindet ſich ein Bericht über die Tagung des
Mitteldeutſchen Bauernvereins, in dem es u. a. heißt, „mit dem
Landbund ſei eine Arbeits gemeinſchaft zuſtande gekommen. Sin
unbedingtes Zuſammengehen ſei nicht möglich, weil der Land
bund nicht nur wirtſchaftspolitiſche, ſondern auch parteipolitiſche
Se verfolge.“ Dieſer Vorwurf iſt ourchaus unbegründet. Jn der
Gründungsverſammlung des Landbundes der Provinz Sachen
und Anhalts wurden neben einem Vertreter des Mitteldeutſchen
Bauernvereins auch Vertreter des Bundes der Landwirte und
des Deutſchen Landarbeiter- Verbandes gewählt. Das dürfte den
beſten Beweis liefern, daß der Landbund der Provinz Sachſen
und Anhalts von vornherein geſonnen war, jegliche Parteipolttik
auszuſchalten, um ſich der reinen Wirtſchaftspolitik zu Gunſten
der Landwirtſchaft zuzuwenden. Jn einer kürzlich ſtattgefunde
nen Beſprechung mit den Vertretern der Arbeitnehmer haben die
Vertreter des Deutſchen Landarbeiter- Verbandes offen erklärt,
daß ſie durchaus davon überzeugt ſeien, daß der Landbund der
Provinz Sachſen und Anhalts jegliche Parteipolitik vermeide,
und die Vertreter des Deutſchen Bauernbundes haben ſich auf
Grund derſelben Ueberzeugung bereit erklärt, dem Landbunde
der Provinz Sachſen und Anhalts beizutreten. Das Mißtrauen,
das in dieſer Hinſicht dem Landbunde der Provinz Sachſen und
Anhalts entgegengebracht wird, iſt durchaus verſtändlich und be
weiſt, wie notwendig es iſt, daß die geſamte Landwirtſchaft der
Provinz Sachſen ſich endlich einmal auf dem Boden zuſammen-
findet, auf dem keine Parteipolitik zu gedeihen vermag, die
Einigkeit der Landwirtſchaft aber gedeiht und für alle Zeiten
ſichergeſtellt bleibt. Der Landbund der Provinz Sachſen und
Anhalts hat mit großer Freude die Bereitwilligkeit des Mittel-
deutſchen Bauernvereins mit ihm zuſammen zu arbeiten, be
grüßt, um ſo mehr, als ſomit dem Mitteldeutſchen Bauern
verein Gelegenheit gegeben wird, ſich davon zu überzeugen, daß
der Landbund der Provinz Sachſen und Anhalts es mit der Ver
meidung parteipolitiſchen Haders ernſt meint.

Großthüringen
Der „Gemeinſchaftsvertrag“ im weimariſchen

Landtag.
Wie aus Weimar gemeldet wird, hat der wieder zuſammen

tretene Landtag des Freiſtaates Sachſen- Weimar ſeine Bera-
en mit der Regierungevorlage betreffend den Nachtrag zu

dem Gemeinſchaftsvertrag der thüringiſchen Zuſammenſchluß-
ſtaaten begonnen. Dieſer Gemeinſchaftsvertrag iſt bisher von
den Staaten Sachſen-Weimar, Sachſen-Meiningen, Sachſen-
Altenburg, Sachſen-Gotha, Schwarzburg-Rudelſtadt, Schwarz-
burgSondershauſen und Reuß abgeſchloſſen worden, während
SachſenKoburg nach den Beſtimmungen des Vertrages der Bci-
tritt offen bleibt. Wie aus den Ausführungen des leitenden
Staatsminiſters Dr. Paulßen hervorgeht, iſt der Wille zum Lu
ſammenſchluß unter ven oben genannten Staaten feſter und reger
denn je, trotzdem die preußiſche Regierung und die Bevölkerung
der in Betracht kommenden preufzi ſchen Gebielsteile auf ihrer
Abneigung gegen den Anſchluß feſt beharren. Eine amtliche
Erklärung Preußens aus allerjüngſter Zeit läßt allerdings mit
aller Beſtimmtheit erkennen, daß an ein Entgegenkommen
gegenüber den Plänen der Kleinſtaaten nicht zu denken iſt.
Anderſeits kam aber in den Erklärungen des weimariſchen
Staatsminiſters ſowie des in der Zuſammenſchlußfrage in erſter
Reihe ſtehenden Stagtsrates Rudolph zum beſtimmteſten Aus
druck, daß die eingangs benannten Kleinſtaaten auf den Zu-
ſammenſchluß auch ohne Preußen eventuell auch ohne Koburg
und Meiningen unbedingt beharren und die Bildung einer
preußiſchen Proving Thüringen, d. b. ein Aufgehen in Preußen,
unter allen Umſtänden ablehnen. Vom Siaatsminiſter Dr. Paul-
ßen, vom Staatsrat Rudolph, dem Präſidenten Leber und den
Abgeordneten aller Parteien wurde wiederholt und dringend zum
Ausdruck gebracht, daß die Zuſammenſchlußfrage auf das äußerſte
zu beſchleunigen ſei. da im Falle eines Mißlingens in der
Gegenwart die ganze Frage wieder für ein halbes Jahrhundert
auf das tote Gleis geraten würde. Als hauptſächlichſter Grund
der Abneigung gegen einen Anſchluß der Kleinſtagten an Preu-
hen wurde die Verſchlechterung der preußiſchen Finanzen
geltend gemacht.

e. Beeſen, 13. Okt. (Dritter Volksvildungs-
abend.) Am Mittwoch, den 15. d. M, abends um S Uhr, bält
Seminar-Oberlehrer Hemprich aus Merſeburg im Gaſthofe
Zum deutſchen Haus“ einen Vortrag über die Froge „Haben
Arbeitsteilung, Maſchinen und Technik die Kultur gefördert oder
gehemmt?“.

s. Aken, 13. Okt. (Die Verſorgung mit Heiz
material) für den Hausbrand hat ſich in den letzten Tagen
gebeſſert. Eine Kahnladung Kohlen ſſt eingetroffen und es ſind
en jede Haushaltung 3 Zentner gefallen. Sonſt können ſich die
Einwohner aus dem Walde Holz beſorgen, das ihnen von der
Forſtverwaltung angewieſen wird. Zum Roden der Baum-
fümpfe wird ein beſonderer Sprengſtoff verwendet. Die Kar
toffelverſorgung macht dies Jahr auch Schwierigkeiten, während
koußt die Harterbelieferung glatt von ſtatten ging 1 (a83 182 Mk.), der

Vom Bücheortiſch
Was koſtet uns der Friede von Verſailles? Von Paul

Dehn. Lehmanns Verlag, München 1919. 115 Seiten.

Noch immer iſt ſelbſt den leitenden Berliner Kreiſen
auch nicht einmal annähernd bekannt, wieviel Milliarden
die Feinde als Kriegsent ſchädigung verlangen werden. Erſt am
1. Mai 1921 wollen letztere ihre geſamte Forderung beziffern.
Jn ſeinen auch von den Feinden angenommenen Friedens ätzen
vom November 1918 hatte Wilſon die Kriegsentſchädigungs-
forderungen darauf beſchränkt, daß Deutſchland „Erſatz für alle
der bürgerlichen Bevölkerung der Verbandsländer und ihrem
Beſitz durch deutſche Angriffe zugefügten Schaden“ zu leiſten
habe. Trotzdem ſoll Deutſchland nach dem Verlangen der Fernde
noch zahlen: alle ſtaatlichen Penſionen uſw. an die feindlichen
Streitkräfte und Hinterbliebenen (kapitaliſiert 250 bis 300
Milliarden Mark), die gange belgiſche Kriegsſchuld mit 18 Mil
liarden Mark Gold und die Koſten der feindlichen Beſatzungs-
truppen auf dem linken Rheinufergebiet mit 1 Milliarde Mark
jährlich. Ferner muß es den Verluſt der feindlichen Handels-
jchiffe und Fiſchereiſahrzeuge durch Auslieſerung faſt ſeiner
geſamten Handels und Fiſchereiflotte erſetzen, auch ein Fünfter
ſeiner Flußſchiffe und faſt alle ſeine Unterſeekabel abgeben.
Sodann hat es in großen Mengen Maſchinen, Fabrik
einrichtungen, Drehbänke, Baubedarf uſw. zuliefern, dazu als erſte Leiſtung 370 000 Stück Vieh, darunter
140 000 Milhkühe, jährlich über 40 Millionen Tonnen
Steinkohle, große Mengen Benzol, Kohlenteer und ſchweiel-
ſaures Ammoniak, durchweg zu Preiſen, die von den Feinden
feſtgeſtellt werden, und in Anrechnung auf die unbegrenzte
Schadensaufſtellung der feindlichen Regierungen.

Dieſe Schadensaufſtellung wird nach den bisherigen Nach-
richten alles Dageweſene weit übertreffen. Das k.eine
Belgien, deſſen ganzes Volksvermögen auf 29 Milliarden
Franken geſchätzt wurde, beanſprucht 45 Milliarden Franken,
England 300 Milliarden Mark Gold und Frankreich,
abge ehen von den beträchtlichen Zinfen, ebenfalls 300 Milliarden
Mark Gold, obwohl noch nicht ein Zehntel ſeines Gebietes beſetzt
geweſen war, obwohl ſein ganzes Volksvermögen nur auf
360 Milliarden Franken veranſchlagt wurde.

Vorerſt würden die Ent chädigungsforderungen der Feinde
(ohne Jtalien, die nord amerikaniſche Union und die kleineren
Staaten) 636 Mill. Mark Gold, nach dem gegenwärtigen
Kurſe mehr als 2500 Milliarden Mark Papier ausmachen. Nach
dem deutſchen Weißbuche ſchätzen feindliche Vertreter beiläufig
den Geldwert der deutſchen Kriegsverpflichtungen auf mindeſtens
400 Milliarden Mark Gold, alſo nach dem heutigen Kurſe auf
mehr als 1600 Milliarden Mark Papier. Näheres über die
feindlichen Forderungen findet ſich in dem inhaltvollen Büchlein
von Paul Dehn: Was koſtet uns der Friede von
Verſailles? (München 1919, J. F. Lehmanns Verlag.).
Deutſchlands unmittelbare Verluſte werden darin auf über
2500 Milliarden Mark in Papier berechnet und dazu Deutſchlands
mittelbare Verluſte verzeichnet, deren Höhe vorläufig noch nicht
beziffert werden kann. Das Büchlein faßt als erſtes in ſeiner
Art die feindlichen Friedensbedingungen knapp und gemeinver-
ſtändlich zuſammen, behandelt insbeſondere die unbegrenzte
Kriegsen:ſchädigung, ihre Beitreibung und die Frage, ob Deutſch
land die Milliarden aufbringen kann. Nicht übel iſt die Neben-
einanderſtellung der Friedensb'idingungen, wie ſie nach den
Wil'onſchen Lehrſätzen hätten feſtgeſtellt werden ſollen und wie
ſie nach den feindlichen Beſchlüſſen beliebt wurden. Jn allen
Fragen des Friedensvertrages gibt das Büchlein Auskunft. n.

7

J rm

J 24 e

Abdruck der mit einem verſehenen Original-Artikel und Original- Meldungen des
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quelenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

Geldmarkt und Banken
Die Einlagen bei den Sparkaſſen. Bereits im Juli hatte

ſich, nachdem in den vorhergehenden Monaten wohl infolge des
wiederauflebenden Handels eine Abnahme der Sparkaſſenein-
lagen feſtzuſtellen war, ein ſtarker Zuſtrom zu den Sparkaſſen
bemerkbar gemacht. Nach den Mitteilungen der Zeitſchrift
„Sparkaſſe“ hat dieſe Bewegung im Monat Auguſt an Umfang
weiter zugenommen. Die Zunahme der Sparkaſſeneinlagen
wird für dieſen Monat auf 600 Millionen Mark gegen 450 und
250 Millionen Mark im gleichen Monat der beiden Vorjahre ge
ſchätzt. Die Hauptbeteiligte an dieſer Bewegung iſt wiederum
Berlin, während das Ergebnis in Weſtfalen hinter dem der üb-
rigen Landesteile ſtark zurückbleibt. Was die Poſtenzahl an
bangt, ſo iſt diesmal der Rückſchlag gegen früher nicht mehr ſo
ſtark geweſen. Es kamen auf 100 Sparbücher je 10 Einzahlun-
gen gegen 11 im Auguſt vorigen Jahres. Der Durchſchnittsbe-
trag einer Einzahlung betrug 778 M. gegen 432 M. im Auguſt
vorigen Jahres. Der Geſamtzuwachs der deutſchen Sparkaſſen
ſeit Jahresbeginn beträgt 4900 Mill. M. gegen 4750 Mill. M.
in der gleichen Zeit des Vorjahres. Es betrug die Zunahme
der Spareinlagen bei den geſamten deutſchen Sparkaſſen (ohne
die Abſchreibungen auf die Kriegsanleihen):

1919 1918 1917Mill. Mark Mill. Mark Mill. Mark
Januar 113250 1250 600Febru r. 9900 600 300März. (4400 400 160April. 700 600 300Mai 1100 450 300Juni. 150 350 200Zul i. 9900 650 3Auguſt 600 450 2504900 4750 2410

An der Statiſtik beteiligten ſich diesmal 167 Sparkaſſen mit
einem Einlagenbeſtande von zuſammen 8599 Mill. Mark. Der
Hauptgrund für dieſe Bewegung iſt wohl in der anholtenden
Geldflüſſigkeit zu erblicken; ob und inwieweit die geplanten
Steuermaßnahmen hier mitgeſpielt haben, iſt natürlich nicht
feſt zuſtellen. Wichtig iſt jedoch, daß dieſe Tatſache von dem
zunehmenden Selbſtvertrauen zu der innerpolitiſchen Lage
Zeugnis ablegt, ein gewiß erfreuliches Zeichen des beginnenden
Wiedererſtarkens.

Induſtrie, Hancdel, Hancdwerk
Preisſteigerung im mitteldeutſchen Braunkohlengebiet.

Jn den mitteldeutſchen Braunkohlengebieten iſt ein neuer Preis
aufſchlag erfolgt, und zwar wird für 10 Tonnen Kohlen
181 Mark ab Grube aufgeſchlagen.

Bohrungen auf Braunkohle durch den Kreis Torgau. Der
Kreis Torgau beſchloß, im Kreiſe Torgau und in Belgern
Bohrungen auf Braunkohle vornehmen zu laſſen, um zur Be
hebung der Kohlennot möglichſt bald ein im Tagebau zu betrei-
bendes Braunkohlenwerk anzulegen.

Elbſchiffahrt. Am 11. Oktober trafen die Kähne Nr. 47
und 553 in Aken ein.

Aktiengelellſchaften
Halleſche Malzfabrik Reinicke u. Co., A.-G., in Halle a. S.

Die Geſellſchaft erzielte im Geſchäftsjahr 1918/19 nach 28 000
Mark Abſchreibungen (23 000 Mk. i. V.) einſchließlich Gewinn
vortrag von 10917/18 einen Reingewinn von 118273 Mk.

folgendermaßen verteilt wird: Tantieme

20 730 Mk. (28 507 Mr. 8 Prozent Dividende (9 Proz. 68 00
Mark (108 000 Mk.),
(1585 Mk.).

Rheiniſche Stahlwerke in DuisburgMeiderich. Die Geſel,
ſchaft ſchreibt in ihrem Geſchäftsbericht für 1918/19:. An Tat
ſachen und Erfreulichem ſern feſtzuſtellen, daß in den lehten
Wochen ſowohl in den Gruben als auch in den Hüttenbetrieh
eine langſame Beſſerung der Arbeitsleiſtung bemerkbar
werden beginne. Halte ſie an und werde wieder auf der ganzen
Linie Ruhe und Ordnung eintreten, ohne weitere Verkürzu
der Schichtzeiten und unter Wiedereinführung und Beibehal
tung des Akkordlohnes, werde auch bei den Stellen, die Kohlen
fördern und befördern, dauernd gearbeitet, ſo wären die
Vorausſetzungen für eine langſame Wiederaufrichtung gegeben
Dazu würde allerdings auch gehören, daß endlich die Erkenntnis
ſich Bahn breche, daß das Wirtſchaftsleben ſich nur in
freien Entwicklung betätigen könne; jede Zwangswirtſchaf
führe unweigerlich ins Unglück. Die Dividende für 1918/19 it
mit 6 (i. V. 1234) Prozent vorgeſchlagen, ihre Zahlung erfolgt
unter Hinzuziehung des alten Vortrags und unter Entnahme
von 24 Mill. M. aus der Sonderrücklage. Die Kreditoren in
auf nicht weniger als 126 976 269 M. angewachſen, betragen
alſo mehr als das Doppelte des Aktienkapitals von 60 Mill.
Dieſe Steigerung ſchreibt die Verwaltung vor allem der hoher
Bewertung der ſchwediſchen Valuta zu. Die Geſellſchaft ver
arbeitet ſehr viel ſchwediſche Erze.

Berliner Börlenberichte
Börſenſtimmungsbild. Das Geſchäft ſetzte an der Börſe zu

nächſt ruhig, aber feſt bei Kurſen ein. Lebhaftes Treiben be
ſprunghaft ſteigenden Kurſen herrſchte zunächſt nur am Kolo,
nialmarkt. Von ausländiſchen Werten ſtiegen Petroleumaküien
und ausländiſche Bahnen höher. Deutſche Koloniglanteile ſtiegen
200 Mark, Pomona- Aktien 800 Prozent; Otaviaktien und Ge.
nußſcheine wurden trotz ſpäter eintretender Schwankungen an
ſehnlich höher bewertet. Jn Petroleumaktien betrug die
Steigerung bei lebhaftem Umſatze 20 Prozent. Kanada und
Baltimore lagen zwar ſtill, zogen aber auch beträchtlich beim
Kurſe an. Auf den übrigen Märkten betrugen die Kursbeſe,
rungen in der Hauptſache 22-4 Prozent, mit Ausnahme von
Anilinaktien, die vorwiegend ſchwächer lagen. Mit ſtärkere
Kursſteigerungen ſind noch Türkiſcher Tabak, Goldſchmidt und
Angalo-Guano hervorzuheben. Später griff die Hauſſeſtrömun
auf Schifahrts- und Montanwerte über, wo beſonders Hanſe
und Südamerikaner, ferner DeutſchLuxemburger und Phönn,
aktien kräftiger anzogen. Der Anlagemarkt lag ruhig bei leicht
gebeſſerten Kurſen. Kriegsanleihe war unverändert, 80 Prozent
Oeſterreichiſche und ungariſche Renten waren bei behaupteten
Kursſtande ſtill. Die feſte Grundſtimmung der Börſe prägt
ſich in weiteren kleinen Beſſerungen für einzelne Werte ſpäter
noch weiter aus.

Hafernotierungen:
Berlin, 13 Oktober. Jnländiſcher Hafer für 1000 kg in Mart

Loto ab Speicher frei Wagen 1300 1320. loko ab Bahn
1290. Tendenz ruhig.

Auslandsnotierungen:
Chikago, 7. Oktober. Weizen Ottober MaisOkiober Dezember 140, Mai 122.50. Schmolz: Oktober 2575,

Von 2625, Januar 23.27. Pork: Oktob. 36.—, Nov. Jan
32,37. Rippen Oktober 18,70. Nov. Januar 1757
Oktober Dezember 70,550, Mai 77,

New York, 4. Oktober. Winter- und Sommerweizen: 23750
Mais: loko 16375 geſtern Mehl: 900—10,60. Schmalz 27.75

Hafer:

(geſtern Zucker Kaffee 16/,.
Auszahlungen.

Berlin, 13. Oktober.

Holland Heuerreich abgi. oHollan 11, eſterreich abgſt. 24, 25Dänemark 574 575 Ungarn n. ZSchweden 649,25 650,775 Prag 75.90 7610
9 Spanien 504,50 505,50Schwerz 7 5, Finnland 105,75 1062Wien, altes 24.,65 24,75 s

Im freien Verkehr wurden nicht amtlieh ermfttelt:
Deuntsehe Werte Deutsch-Luxemburg I170.-4 e Deutsche Sechatz- Deutsche Debersee- E. 325.-

secheine VI--IX 79 25 Deutsche Erdöl 421.505 Deutsche Reichsanl. 80,40 Deutsche Gasglühl. 525,v 2 73,25 Deutsche Kali 223.-3 67, Deutsche Waff. n. Mun. 25.-n 65.,10 Donnersmarkhütte 249.50
4 Preuss. Konsols t Puri u. D rmann 12552 e urkoppwerke 35061.50 Elberfelder Farbe 2710
4 Charl. Stadtanl. 89/99 61.75 Felten u. Guilleaume 213.-4 Magdeb Stadtanl. 91/06 96.50 Gasmotoren Deutz 163-
4 Schs. Neulandsech.- Kebhardt u. Co.tfandbriefe I 100,50 Gebhardt n. König 160.4 e wenn 101 e Bergb. 185andbrieſfſe S anziger Zuckerfbr. 24 Préeuss. Hypot. Bank- Hallesche Masch.-Fabr. h

Pfandbriefe 1911 99.,25 Hann. Masen.
7 Dessauer Gas-Oblig. e ar Berg oasper Eisen 190Ansländ. W'erte Hirseh Kupfer 24974 Oesterr. Kron. Rente 29, Höchster Farbw. l 74 Ungar. Gold-Rente 59,25 Hoeseh Eieen u. Stahl r
4 Ungar. Kronen Rente 36,30 Agrlee erke
Bisenbann-Aktien: rHalberstadt -Blankenb. 80.75 ahla- Porzellan 370,Halle-Hettstedter 67.50 Kaſiw. Aschersleben 201,Schantungbahn 164. Körbisd. Zueker- Akt.
Allg. Lokal-Str. 133.50 Kyffhäuserhütte
Gr. Berl. Str. 121 Lahmever u Co. 134,Magdeburger Str.-B. h Lauchkammer 175.Lux. Prinz Heinrich. B. 360 L i o 7Orientbahn 276, r t fmann 344e inke u Hofmann.Schiftahrts- Akt. Ludwig Loewe u. Co. 269Hambg. Paketfaurt 118.25 Lothringer Hütte 375
Hambg.-Südamerika 222.25 MannesmannröhrenHansa-Dampfschiff 291, Maschinenfabr. Buekan l
Nordd. I ioxd 120, Oberseht Eivegb, Bed.

Banken: o. Caro Heg. 236.-Bank für Thür. e do. Kokswerke unBerl. Handelsges. I62.50 Orenstein u Koppel aComm u. Diskontobank 1347 Phönix-Bergb. 195
Darmstädter Bank 118,75 hein. Metall VorzDess. Iandesbank r Rhein Stahlwaren tDeutsche Bank 240. Riebeck. Montan cDiskonto-Gomm. Fs Rombacher Hütten. eDresdner Bank I148. Positzer Braunk. oCredit-Anst. Leipzig I141.5c Rositaer Zucker
Mitteld. Kreditbank 122. angerhäuser Maseh.Privat- Bank 123 Hugo Schneider u. Co.
Nationalbank 1i725 Sehnekert u. Co. öl,-Oesterr. Kredit Siemens u. Halsko 25Reichsbank 154. Stettiner Chamotte 16412industrie -Aktien: er ölSchultheiss- Brauerei 272.50 r J hAkt. t. Anjlin Strals. Spielkarten 9Aügem: Flektr, Gee. 218- i eehrte
ammendorfer Papiert. S Türkigehe Tavauregie 7Anhalter Kohlenw. 280.50 Ver Köin-RKottweiler
Annaberger Steingut 27 Gianpstoft Kidert, uBadische Anilin 439. egeſin n. Hübner u.Bergmann Elekt. Akt. 177.50 Ken vBerl. Masooh.- Barn 222 25 Woerseh.- W elssent. Brk
Ziemarekhütte Vtarerdng 58-Bochumer GuBetahl 209 Wrede Uizerei
Chem. Fabrik Buckan 134.60 erChem Griesheim 243. Zeitzer Maseh. 2205 Zellstoff Walthof 45,Chem. v. Heyden 264, ötavi- Mie r ihren 9röllwitzer Papiertfabr.Daimler-Motoren 245. Tendenz: fest.

vauptſchriftleiter Helmu Volicher.
Veranſwortlich r Volitik Helmut Böttcher iür politiſche Nachriche
Volts wirtſchaft und Svort- Hans Heiling. für den

redaktionellen Teil Adolf Meyer.
Anzeigenteil: Paul Kerſten: Fnmtlich in Halle a. S.

Otto Tbhiele Buch u. Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen geitung, Sabe

geſamten

Vortrag auf neue Rechnung 1542 S
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